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Verfassung

Sie bildet die oberste gesetzliche Grundlage. 
Zuständig ist das Volk; Änderungen müssen von Volk und Ständen angenommen werden.

=> obligatorisches Referendum 

Gesetze

Sie regeln die Grundsätze der staatlichen Tätigkeit. die in der Verfassung vorgegeben sind (z.B. Gemeindewesen, Steuerwesen, Sozialwesen). 

Zuständig ist das Parlament. Es besteht die Möglichkeit, die Inkraftsetzung durch eine Volksabstimmung zu verhindern.

=> fakultatives Referendum 

Verordnungen

Sie sind Ausführungserlasse und ergänzen die Gesetze durch detaillierte Vorschriften (Ausführungsbestimmungen). 

Ausführungsbestimmungen ohne Referendum, zuständig ist die Regierung oder die Verwaltungsbehörden.

Jede Rechtsnorm einer unteren Stufe muss sich auf eine Kompetenznorm einer oberen Stufe stützen können. In der Regel enthalten untergeordnete Rechtssätze mehr Details. 

(Kreisschreiben, Dienstanweisungen etc. )
Sie beinhalten interne Anweisungen an die ausführenden Instanzen, welche die Verordnungsbestimmungen ergänzen und präzisieren. 
Gemeindeaufgaben

Politische Gemeinde

- Behörden und Verwaltung (§ 106 und § 107 KV)
- Rechtsschutz und Sicherheit (§ 27 KV)
- Bildung (Schulgemeinde) (§ 29 KV, Volksschule, Kindergärten) 
- Kultur/ Freizeit (§ 36 KV nur Kanton, § 104 Abs. 3 KV Ortsbürgergemeinde)
- Sport (§ 41 Abs. 6 KV, Kanton im Zusammenwirken mit den Gemeinden)
- Gesundheit (§ 41 Abs. 1 KV, Kanton im Zusammenwirken mit den Gemeinden)
- Abfallbeseitigung (§ 44 KV)
- Soziale Sicherheit (§ 27 KV, § 39 Sozialhilfe)
- Verkehrswesen (§ 49 Abs. 1 - 3 KV, Kanton im Zusammenwirken mit den Gemeinden) 

- Umwelt und Raumordnung (§ 42 und § 45 KV Kanton, Gemeinden und Gemeindeverbände)
- Bauvorschriften (§ 47 KV)
- Finanzen (§ 116 KV Planung, § 117 Abs. 3 KV Steuerfuss, § 118 KV, Mittelbeschaffung)
- öffentliche Ordnung und Sicherheit (§ 27 KV)
Vier verfassungsunmittelbare Selbständigkeitsbereiche (§ 106 Abs. 1 KV):

- Organisationsautonomie

- Selbstbestimmung im Personalbereich (Wahlbefugnis)

- Sachaufgaben (nach eigenem Ermessen)

- Verwaltung der eigenen öffentlichen Sachen (Gemeinde kann durch höheres Recht gesteuert sein)

Gemeindeautonomie (Art. 50 BV, § 5 Abs. 2 + § 106 KV)

	Aufgaben der Gemeinden
	
	

	
	
	

	Übertragener Wirkungskreis

Aufgaben des Bundes und des Kantons, welche kraft Gesetzes ausdrücklich der Gemeinde zum Vollzug übertragen sind.
	
	Eigener Wirkungskreis

Aufgaben, welche nicht durch Bundes- oder kantonales Recht einem anderen Organ zugewiesen sind.

	
	
	

	Die Gemeinde vollzieht nur das Recht gemäss den Vorgaben.
	
	Die Gemeinde bestimmt selber wie und auf welche Art sie die Aufgabe wahrnehmen will


Gemeindeorganisation (§ 107 KV):

- Gesamtheit der Stimmberechtigten. Das Stimmrecht wird an der Urne und / oder an der Gemeindeversammlung ausgeübt

- Gemeindeparlament an Stelle einer Gemeindeversammlung (grosse Gemeinde)

- Gemeindeexekutive

Vier verfassungsunmittelbare Selbständigkeitsbereiche (§ 106 Abs. 1 KV):

- Organisationsautonomie

- Selbstbestimmung im Personalbereich (Wahlbefugnis)

- Sachaufgaben (nach eigenem Ermessen)

- Verwaltung der eigenen öffentlichen Sachen (Gemeinde kann durch höheres Recht gesteuert sein)

Entstehung eines Gesetzes in 5 Phasen

- Initiativphase (Anstoss)

- Ausarbeitungsphase (Vorverfahren der Gesetzgebung)

- Die Überprüfungsphase (parlamentarisches Verfahren)

- Die Nachentscheidphase (fakultatives Referendum / Volksabstimmung)

- Veröffentlichung / Inkrafttreten

Entstehung eines aargauischen Gesetzes in 6 Phasen
(Quelle: www.ag.ch/rechtsetzung/rechtsetzung.htm)


Wie entsteht im Kanton Aargau ein Gesetz
(vgl. §§ 32 ff. Geschäftsverkehrsgesetz {SAR 152.200})
	Was
	Erklärung

	Auslösung
	Veranlasst durch den Grossen Rat, durch das Einlegen eines Volksrechts (Bsp. § 64 KV) oder durch den Regierungsrat

	Vorentwurf
	Durch die Verwaltung/Regierung oder aus-
gearbeitete Vorlage gemäss § 64 KV

	Anhörung und Vernehmlassung
	wird parallel gemacht
•
Anhörung gemäss § 66 KV (für „jedermann" über amtl. Publikationsorgan)
•
Vernehmlassung an die Verbände, Parteien etc. danach Bereinigung und Anpassung

	Bereinigter Vorentwurf / Botschaft an den GR
	Regierung beschliesst darüber und leitet es weiter

	Beratung GR-Kommission
	GR-Kommission berät darüber

	Beratung Plenum
	GR berät über Vorlage

	2. Beratung in Kommission
	

	Bereinigung der Vorlage
	Verwaltung/Regierungsrat

	2. Beratung im Plenum
	Schlussabstimmung

	Redaktionslesung in der Redaktionskommission
	keine inhaltlichen Änderungen mehr

	Volksabstimmung
	sofern diese notwendig ist (beispielsweise nicht bei Dekreten); danach werden die Abstimmungsunterlagen durch die Verwaltung/Regierungsrat vorbereitet und den Gemeinden für den Versand zusammen mit den Stimmrechtsausweisen zugestellt

	Inkraftsetzung
	normale oder vorzeitige
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Kreisschreiben, Dienstanweisungen
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